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Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Ratsfraktion Kaarst  

 
Kaarst, den 18.8.2026 

Herrn 

Bürgermeister  

Christian Horn-Heinemann 

Rathaus 

41564 Kaarst 

 

        

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

ich bitte Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung des Stadtrates am  

24. September 2026 zu setzen. 

 

 

Antrag an den Rat der Stadt Kaarst 

 

Betreff: Prüfung der Einführung einer Verpackungssteuer und einer ökologisch ausgerichteten 

Parkraumbewirtschaftung  

 

Beschlussvorschlag 

 

Der Rat der Stadt Kaarst beauftragt die Verwaltung, 

 

1. die Einführung einer kommunalen Verpackungssteuer auf nicht wiederverwendbare 

Verpackungen, Einweggeschirr und Einwegbesteck für Speisen und Getränke, insbesondere im To-

go-Bereich, zu prüfen; 

2. die Einführung einer Parkraumbewirtschaftung in den Ortsteilzentren und anderen öffentlichen 

Plätzen zu prüfen. Dabei sollen insbesondere die Höhe und Staffelung der Parkgebühren, die 

Bewirtschaftungszeiten sowie Möglichkeiten einer stärkeren Differenzierung nach Parkdauer und 

Standort untersucht werden; 

3. für beide Instrumente jeweils darzustellen, 

o welche rechtlichen Voraussetzungen bestehen, 

o welche Einnahmen bei unterschiedlichen Gestaltungsvarianten zu erwarten wären, 

o welcher Verwaltungs- und Kontrollaufwand entstehen würde, 

o welche Auswirkungen auf Handel, Gastronomie, Innenstadtbesuch und Anwohnerinnen 

und Anwohner zu erwarten sind und 

o welche Möglichkeiten bestehen, die Instrumente mit einer wirksamen ökologischen 

Lenkungswirkung zu verbinden; 
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4. dem Rat auf dieser Grundlage konkrete Modelle einschließlich Satzungsentwürfen, Gebühren- 

bzw. Steuersätzen und einer Einnahmen-/Ausgabenprognose zur weiteren politischen Beratung 

vorzulegen; 

5. im Rahmen der Haushaltsplanung sicherzustellen, dass die aus diesen Maßnahmen erzielten 

zusätzlichen Einnahmen gezielt zur Finanzierung von Maßnahmen des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung in Kaarst eingesetzt bzw. im Haushalt entsprechend prioritär berücksichtigt 

werden. 

Dabei sollen insbesondere Maßnahmen wie Entsiegelung und Begrünung, Baumpflanzungen, 

Verschattung öffentlicher Räume, Regenwassermanagement, Klimaanpassung öffentlicher Gebäude und 

Flächen sowie die Förderung klimafreundlicher Mobilität berücksichtigt werden. 

 

Begründung 

Der Sommer 2026 hat erneut deutlich gemacht, dass Klimaschutz und Klimaanpassung keine 

langfristigen politischen Zielvorstellungen mehr sind, sondern zu den unmittelbaren Aufgaben 

kommunaler Politik gehören. Hitze, Trockenheit und Starkregenereignisse belasten Menschen, 

Infrastruktur und kommunale Haushalte. Die Stadt Kaarst muss deshalb ihre Anstrengungen zur 

Verringerung klimaschädlicher Emissionen ebenso verstärken wie ihre Vorsorge gegenüber den bereits 

unvermeidbaren Folgen des Klimawandels. 

Gleichzeitig befindet sich die Stadt Kaarst in einer angespannten Haushaltslage. Die notwendigen 

Investitionen in Klimaschutz und Klimaanpassung stehen damit in unmittelbarem Wettbewerb zu 

zahlreichen anderen kommunalen Aufgaben. Neben einer konsequenten Prioritätensetzung müssen 

deshalb auch neue Einnahmequellen geprüft werden. 

Die SPD-Fraktion schlägt vor, hierfür zwei Instrumente zu untersuchen, die über die reine 

Einnahmeerzielung hinaus eine ökologische Steuerungswirkung entfalten können. 

Eine Verpackungssteuer kann einen finanziellen Anreiz schaffen, Einwegverpackungen durch Mehrweg- 

und andere ressourcenschonende Lösungen zu ersetzen. Das Bundesverfassungsgericht hat die 

Verpackungssteuer der Stadt Tübingen im Januar 2025 ausdrücklich als zulässige kommunale 

Verbrauchsteuer bestätigt. Zugleich wurde anerkannt, dass mit einer solchen Steuer ein Lenkungszweck – 

insbesondere die Förderung von Mehrwegsystemen – verfolgt werden kann. 

Für Kaarst sollte daher geprüft werden, ob und in welcher Ausgestaltung eine Verpackungssteuer 

geeignet ist, den Verbrauch von Einwegverpackungen zu reduzieren, die Vermüllung des öffentlichen 

Raumes zu vermindern und zugleich zusätzliche Einnahmen für die Stadt zu erzielen. 

Auch die Parkraumbewirtschaftung sollte nicht ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der 

Einnahmeerzielung betrachtet werden. Die Gestaltung von Parkgebühren kann das Mobilitätsverhalten 

beeinflussen. Eine angemessene Differenzierung nach Lage und Parkdauer kann dazu beitragen, den 

öffentlichen Raum effizienter zu nutzen und Anreize für die Nutzung von Fahrrad, Bus sowie für das 

Zufußgehen zu schaffen. 

Dabei muss selbstverständlich berücksichtigt werden, dass die Ortszentren attraktive und gut erreichbare 

Orte zum Einkaufen, Arbeiten, Wohnen und Verweilen bleiben. Die Prüfung soll deshalb ausdrücklich  
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auch die Auswirkungen auf Einzelhandel, Gastronomie, Dienstleistungen, Anwohnerinnen und Anwohner 

sowie auf die Aufenthaltsqualität untersuchen. 

Beide Instrumente verbindet ein gemeinsamer Grundgedanke: Wer kommunale Leistungen und knappen 

öffentlichen Raum in Anspruch nimmt oder durch sein Konsumverhalten zusätzliche ökologische 

Folgekosten verursacht, soll stärker an deren Finanzierung beteiligt werden. Gleichzeitig sollen ökologisch 

verträglichere Alternativen attraktiver werden. 

Die zusätzlichen Einnahmen sollen dabei nicht im allgemeinen Haushalt „versickern“. Die SPD-Fraktion 

will vielmehr erreichen, dass sie im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten gezielt für 

Klimaschutz und Klimaanpassung eingesetzt werden. Dadurch entsteht ein nachvollziehbarer und 

vermittelbarer Zusammenhang zwischen Einnahmequelle und Verwendung der Mittel. 

Die Prüfung soll deshalb nicht nur die fiskalischen Effekte betrachten, sondern insbesondere die Frage 

beantworten, wie aus Einnahmen zugleich wirksame Anreize für eine klimafreundlichere Lebens- und 

Wirtschaftsweise in Kaarst entstehen können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Werner Kindsmüller 

Fraktionsvorsitzender 

 

 

 


